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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 13. September 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/ II Al-H 1322-34/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsplan 1972 und Haushaltsentwurf 1973 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, 
Dr. Althammer, Höcherl und Genossen 
— Drucksache VI/3745 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


I. Korrektur der Zahlen des Finanzplans 1971 bis 1975 


1. Bundeskanzler Brandt hat am 15. März 1972 im Bundestag 
gesagt (377. Sitzung, Seite 10 278 A): 

„Es ist völlig abwegig, wenn der Kollege Strauß und andere 
Sprecher der Opposition von »Zerrüttung der Staatsfinanzen' 
oder .Finanzchaos' sprechen. Ich kann auch die permanenten 
Aufforderungen nicht verstehen, ,die Karten auf den Tisch zu 
legen'. Was soll denn das heißen? Schließlich liegt der Bun- 
deshaushalt und die mittelfristige Finanzplanung diesem Hohen 
Hause zur Beratung vor. Darin findet man alle wichtigen Infor- 
mationen für den Zeitpunkt, zu dem das eingebracht wurde, und 
dies wird, wie sich das gehört, bei der Verabschiedung des Haus- 
halts 1972 ergänzt und kurz danach erneut bei der Aufstellung 
des neuen Haushalts, nämlich des 73ers, diesmal, wie wir hoffen, 
nicht erst am Schluß, sondern schon zu Beginn der Sommer- 
pause ..." 

Die Ankündigung des Bundeskanzlers, bei der zweiten Lesung 
des Haushalts 1972 die Zahlen des (alten) mittelfristigen Finanz- 
plans für die Jahre 1971 bis 1975 unter Berücksichtigung der 
zwischenzeitlich eingetretenen Entwicklung zu ergänzen und 
damit zu korrigieren, ist bisher nicht eingehalten worden. 

Wann wird die vom Bundeskanzler zugesagte Korrektur der 
Zahlen des Finanzplans für die Jahre 1971 bis 1975 dem Bundes- 
tag vorgelegt? 

Das Gerede um „Zerrüttung der Staatsfinanzen" und Finanz- 
chaos ist heute genau so abwegig wie im März. Der Bundes- 
kanzler hat im übrigen in der Erklärung am 15. März 1972 zwei 
Tatbestände angesprochen, einmal die Ergänzung des Haus- 
haltsentwurfs 1972 und zum anderen die Aufstellung des Haus- 
halts für 1973. 
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Die Bundesregierung hat mit der Vorlage vom 13. April 1972 
(Ausschußdrucksache 1025) den Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages in der üblichen Form über die Ergänzung 
des Haushaltsentwurfs 1972 unterrichtet. Weitere inzwischen 
eingetretene Änderungen hat sie dem Haushaltsausschuß mit- 
geteilt. Der Haushaltsausschuß hat inzwischen seine Beratungen 
am 14. September 1972 (s. Bundestagsdrucksache VI/3788) abge- 
schlossen. 

Der Beschluß über den Haushaltsrahmen für 1973 ist am 6. Sep- 
tember vom Kabinett gefaßt worden, nachdem sich inzwischen 
als Termin für die Wahlen zum VII. Deutschen Bundestag 
Ende November/ Anfang Dezember 1972 abgezeichnet hatte. 
Einen endgültigen Beschluß über den Haushaltsentwurf 1973 
hält die Bundesregierung in grundsätzlicher Übereinstimmung 
mit der Erklärung des damaligen Bundesministers der Finanzen 
in der Pressekonferenz vom 16. Juli 1969 unmittelbar vor Neu- 
wahlen für „widersinnig". Die Vorarbeiten für den Haushalts- 
entwurf 1973 und den Finanzplan 1972 bis 1976 sind von der 
Bundesregierung vor den Wahlen so weit vorangetrieben, daß 
die nächste Bundesregierung kurzfristig darüber entscheiden 
und einen Haushaltsgesetzentwurf für 1973 beschließen kann. 


2. Nach § 10 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung hat die Bundes- 
regierung den Bundestag und den Bundesrat über erhebliche 
Änderungen der Haushaltsentwicklung und deren Auswirkun- 
gen auf die Finanzplanungen zu unterrichten. Der von der Bun- 
desregierung vorgelegte Haushaltsentwurf für das Gesamtjahr 
1972 mußte bereits bei der ersten Beratungsrunde im Haushalts- 
ausschuß um 2,7 Mrd. DM erhöht werden. Zwischenzeitlich hat 
die Bundesregierung im Haushaltsausschuß - wenn auch erst auf 
Vorhalt - zugeben müssen, daß darüber hinaus noch weitere 
1,3 Mrd. DM in diesem Jahr ausgegeben werden müssen. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß es sich bei den Mehrausgaben gegenüber dem ursprüng- 
lichen Haushaltsentwurf für 1972 von 2,7 Mrd. DM und wei- 
teren 1,3 Mrd. DM, zusammen also von 4 Mrd. DM, um eine 
„erhebliche Änderung der Haushaltsentwicklung" handelt 
und 

b) daß deshalb die Bundesregierung nach dem Gesetz ver- 
pflichtet war und ist, Bundestag und Bundesrat über die sich 
hieraus ergebenden Auswirkungen auf den von ihr im Herbst 
1971 beschlossenen Finanzplan für die Jahre bis 1975 zu 
unterrichten? 

Die Fragesteller haben übersehen, daß § 10 Abs. 2 BHO einen 
festgestellten Haushaltsplan voraussetzt. Die endgültige Ent- 
scheidung über den Entwurf des Bundeshaushalts 1972 im Deut- 
schen Bundestag steht noch aus. 


Unabhängig davon hat die Bundesregierung den Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages am 13. April 1972 im ein- 
zelnen über die Mehrausgaben von rd. 2,7 Mrd. DM gegenüber 
dem ursprünglichen Haushaltsentwurf 1972 unterrichtet. Ferner 
hat sie mit Vorlage vom 13. Juni 1972 Ausgabenverminderun- 
gen in Höhe von 1,3 Mrd. DM vorgeschlagen. Hinsichtlich der 
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Minderausgaben in Höhe von 1,2 Mrd. DM hat die Bundesregie- 
rung die notwendigen Unterlagen am 6. September 1972 dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages zugeleitet. Zu- 
gleich hat sie dem Haushaltsausschuß mitgeteilt, welche wei- 
teren Veränderungen sich inzwischen auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite ergeben haben. 

Das Parlament wurde damit von der Bundesregierung während 
des Gesetzgebungsverfahrens von allen eingetretenen Ände- 
rungen gegenüber dem ursprünglichen Haushaltsentwurf 1972 
unterrichtet. 


II. Füllseln eibuny des Finanzplans auf die Jahre bis 1976 und 
Haushaltsentwurf für 1973 


Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat zum Aus- 
druck gebracht, daß die Regierung entgegen den Zusicherungen 
seines Amtsvorgängers und auch des Kanzlers der Haushaltsent- 
wurf für 1973 und der neue Finanzplan für die Jahre 1972 bis 1976 
dem jetzigen Bundestag nicht mehr vorgelegt werde. Er hat aus- 
gedrückt, die Bundesregierung werde entgegen dem Gesetzes- 
auftrag des § 30 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung den Haushalts- 
entwurf für 1973 nicht mehr vor Beginn des Haushaltsjahres dem 
Bundesrat zuleiten und beim Bundestag einbringen, sondern nur 
„das Gerüst, das Gerippe, die wichtigsten Größenordnungen für 
den Haushalt 1973 bekanntgeben" (Süddeutsche Zeitung vom 
28. Juli 1972 und Pressekonferenz vom 23. August 1972). 

1. Was ist unter dem gesetzlich nicht vorgesehenen Begriff eines 
„Gerüstes" für den Haushalt 1973 zu verstehen? 

Mit diesem als Arbeitstitel zu verstehenden Begriff sind ge- 
meint Angaben über 

— die erwartete gesamtwirtschaftliche Entwicklung, 

— den Gesamtausgabeplafond des Bundeshaushalts, 

— den Finanzierungssaldo des Bundeshaushalts, 

— die Plafonds der Einzelpläne und 

— die Entwicklung von Grundvorstellungen für die Realisie- 
rung dieser Daten. 


2. Wird die Regierung im Rahmen des „Gerüstes" die Ausgaben 
und Einnahmen des Bundes entsprechend den verschiedenen 
Anlagen zum Finanzplan 1971 bis 1975 aufgliedern? 

Nein; dies muß die Aufgabe und Kompetenz der nach der Neu- 
wahl zu bildenden Bundesregierung bleiben. 


3. Wird die Bundesregierung nach diesem Schema auch das 
„Gerüst" des neuen Finanzplans für die Jahre bis 1976 beschlie- 
ßen und bekanntgeben? 


Nein; dies muß die Aufgabe und Kompetenz der nach der Neu- 
wahl zu bildenden Bundesregierung bleiben. 
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Oder beabsichtigt sie, die im Gesetz (§ 50 Abs. 3 des Haushalts- 
grundsätzegesetzes) vorgesehene Einheit zwischen Finanz- und 
Haushaltsplan aufzugeben? 


Nein. 


4. Nach der Pressekonferenz vom 23. August 1972 will der neue 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen die Steuermehr- 
einnahmen, die aufgrund der inflationistischen Entwicklung zu 
erwarten sind (neue Steuerschätzung vom 23. August 1972), zur 
Deckung der Staatsausgaben verwenden. Der Bundeshaushalt 
1972 bleibt damit ein Inflationsherd erster Ordnung. 

Hält die Bundesregierung es mit § 5 des Stabilitätsgesetzes ver- 
einbar, die durch die inflationistische Entwicklung entstehenden 
Mehreinnahmen zur Finanzierung zusätzlicher Staatsausgaben 
zu verwenden? 

Die Bundesregierung wird wie auch alle Länderregierungen, 
Steuermehreinnahmen, die gegenüber den Einnahmeansätzen 
des Bundeshaushalts 1972 entstehen, in erster Linie zur Ver- 
minderung der Nettokreditaufnahme verwenden. Von einer 
„inflationistischen Entwicklung“ kann keine Rede sein. 


5. Nach der Pressekonferenz vom 23. August 1972 will der neue 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen zum Ausgleich 
des Bundeshaushalts 1973 trotz inflationsbedingter Steuermehr- 
einnahmen noch eine Steuererhöhung vornehmen. 

Bei welchen Steuern und in welchem Umfang sollen Steuer- 
erhöhungen vorgenommen werden? 

Endgültige Entscheidungen über Art und Umfang von Steuer- 
erhöhungen hat die Bundesregierung nicht getroffen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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